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Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 

• IG Bauen-Agrar-Umwelt 

• IG Bergbau, Chemie, Energie 

• EVG - Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 

• Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

• IG Metall 

• Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 

• Gewerkschaft der Polizei 

• ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund Niedersachsen 

(DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes bedanken sich für die Möglich-
keit, zum vorliegenden Entwurf Stellung zu neh-

men. 

 

Der Entwurf enthält mehrere Regelungen, die aus 

Sicht des DGB erhebliche praktische, personalpoli-
tische und rechtliche Risiken bergen. Dieses betrifft 

vor allem: 

• die faktische Quotierung durch Erwar-

tungswerte,  

• die mangelnde Transparenz der Beurtei-

lungskonferenzen,  

• die fehlende Konkretisierung der Bewer-

tungsmaßstäbe,  

• die Bildung behördenübergreifender Ver-

gleichsgruppen sowie 

• die Herabsetzung der Altersgrenze für Re-

gelbeurteilungen.  

 

1. Wegfall der Regelbeurteilung ab Vollendung 

des 60. Lebensjahres 

Die vorgesehene Herabsetzung der Altersgrenze 
für Regelbeurteilungen auf das 60. Lebensjahr er-
scheint vor dem Hintergrund der gesetzlichen Re-

gelaltersgrenze von 67 Jahren nicht nachvollzieh-

bar. 

Dies kann dazu führen, dass sich beispielweise Be-
schäftigte im Alter von 64 Jahren auf ein Spitzen-

amt bewerben, ihre letzte Regelbeurteilung jedoch 

bereits sieben Jahre zurückliegt. Jüngere Kollegin-
nen und Kollegen erhalten im gleichen Zeitraum 
hingegen weitere Regelbeurteilungen und damit 

zusätzliche Möglichkeiten, ihre Leistungen doku-

mentieren und ihre Beurteilungen verbessern zu 
lassen. 

Aus Sicht des DGB birgt diese Regelung die Gefahr 

einer mittelbaren Benachteiligung älterer Beschäf-
tigter. Die vorgesehene Anlassbeurteilung kann 
diesen Nachteil nur bedingt ausgleichen. Insbeson-

dere stellt sich die Frage, wie eine belastbare Ver-
gleichbarkeit mit regelmäßig beurteilten Beschäf-

tigten sichergestellt werden soll. 

Eine freiwillige Abwahl der Regelbeurteilung nach 

vorheriger Abfrage durch die Verwaltung wäre ein 
möglicher alternativer Ansatz, um individuelle 

Konstellationen zu berücksichtigen. 

Eine generelle Absenkung der Altersgrenze lehnt 
der DGB ab und fordert, die geplante Reglung kri-
tisch zu überprüfen. 

 

2. Leistungsgerechtigkeit und Berücksichtigung 

unterschiedlicher Tätigkeitsprofile 

Dienstliche Leistungen können sich auf sehr unter-
schiedliche Weise zeigen. Dies wird im vorliegen-

den Entwurf nicht ausreichend berücksichtigt. 

Zu vergleichen sind beispielsweise Beschäftigte 
mit langjähriger Tätigkeit im selben Sachgebiet, 

Beschäftigte mit erheblicher Personalratsarbeit so-
wie Beschäftigte, die regelmäßig Aufgabenberei-

che wechseln, sich neu einarbeiten oder umfang-

reiche Lehr- und Ausbildungstätigkeiten 
übernehmen. 

Diese unterschiedlichen Leistungsbeiträge müssen 

sich in den Beurteilungen angemessen widerspie-
geln. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass ins-

besondere zusätzliche Aufgaben, Flexibilität sowie 
Engagement außerhalb des unmittelbaren Aufga-
benbereichs bislang nicht immer ausreichend be-

rücksichtigt werden. 

Gerade die Aufgaben als langjährige Lehrkraft, 
und/oder Ausbilder*in am Arbeitsplatz erfordern 
besondere Merkmale in Bezug auf Fachkenntnisse, 

Belastbarkeit, Sozialverhalten oder Flexibilität. Um 
diese wichtige Ausbildungstätigkeit zu würdigen, 
ist es dringend erforderlich, den Beurteiler*innen 
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klare Handlungsanweisungen zur Verfügung zu 

stellen. Auch in den Beurteilungskonferenzen muss 
dieser Unterschied gegenüber anderen zu Beurtei-

lenden im gleichen Amt Berücksichtigung finden. 
Eine leistungsgerechte Beurteilung ist nur dann ge-

geben, wenn Unterschiede eindeutig erkennbar 
sind. Das ist ein wichtiger Punkt der Wertschät-
zung, wenn zusätzliche Aufgaben übernommen 

werden. 

 

3. Auswirkungen des Beurteilungssystems auf 
Beförderungschancen 

In der niedersächsischen Justiz bestehen seit vie-
len Jahren erhebliche Unterschiede zwischen den 

Laufbahngenerationen. Während viele ältere Be-
schäftigte ihre Laufbahn noch in Besoldungs-

gruppe A 5 begonnen haben und häufig mehr als 25 
Jahre bis zum Erreichen von A 9 oder A 9 Z benötig-

ten, beginnen jüngere Beschäftigte vielfach bereits 

in höheren Eingangsämtern. Dadurch entstehen 

strukturelle Vorteile hinsichtlich der weiteren Be-
förderungsmöglichkeiten. 

Vor diesem Hintergrund ist die Akzeptanz des Beur-

teilungssystems insbesondere bei älteren Beschäf-

tigten deutlich gesunken. 

 

4. Kritische Bewertung der vorgesehenen Rang-
stufen und Erwartungswerte 

Besonders kritisch bewertet der DGB die vorgese-

hene Erwartung, wonach etwa 10 Prozent der Be-
schäftigten mit Rangstufe A und weitere 20 Prozent 

mit Rangstufe B bewertet werden können. Auch 

wenn ausdrücklich keine starre Quote vorgesehen 
ist, entsteht faktisch ein erheblicher Quotierungs-

druck. 

Dienstliche Beurteilungen müssen ausschließlich 

auf Grundlage der individuellen Leistung erfolgen. 

Wenn mehrere Beschäftigte die Voraussetzungen 
für eine Spitzennote erfüllen, darf dies nicht durch 
statistische Vorgaben relativiert werden. 

Daher empfiehlt der DGB ausdrücklich, auf jegliche 

Form von Quotierungs- oder Erwartungsvorgaben 
zu verzichten. 

 

5. Fehlende Transparenz bei den Rangstufen 

Der Entwurf sieht innerhalb der Rangstufe C meh-
rere Zwischenstufen vor. Es fehlen jedoch nach-
vollziehbare Kriterien und Leitlinien, anhand derer 

diese Differenzierungen objektiv vorgenommen 

werden können. 

Der DGB fordert daher eine deutlich präzisere Be-
schreibung der einzelnen Bewertungsstufen sowie 
verbindliche Anwendungshinweise. 

 

6. Einheitliche Beurteilungsmaßstäbe sicher-
stellen 

Für die Akzeptanz des Beurteilungssystems ist ent-
scheidend, dass in Gerichten, Staatsanwaltschaf-

ten, Justizvollzugsanstalten und Arrestanstalten 

vergleichbare Maßstäbe angelegt werden. 

Zudem ist sicherzustellen, dass die Zuständigkei-
ten innerhalb der Beurteilungspraxis klar definiert 

sind. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 

zu präzisieren, welche Funktionsträger*innen un-

ter „Gruppenleitung“ im jeweiligen organisatori-
schen Kontext zu verstehen sind, da dies in den ver-

schiedenen Behörden unterschiedlich ausgeprägt 
sein kann. 

Insbesondere die Bewertung „A – Anforderungen 

werden in besonders herausragender Weise über-
troffen“ bedarf einer wesentlich präziseren Defini-

tion, um landesweit eine einheitliche Anwendung 

sicherzustellen. 

 

7. Probleme bei Vergleichsgruppen 

Gerade im Justizvollzug sowie in kleineren Gerich-

ten bestehen häufig sehr kleine Vergleichsgrup-

pen. Um ausreichende Vergleichsgrößen zu errei-
chen, werden daher Beschäftigte verschiedener 
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Behörden zusammengefasst. Der DGB sieht hierin 

erhebliche Risiken für die Vergleichbarkeit dienstli-
cher Beurteilungen. 

Objektive, nachvollziehbare und rechtssichere Ver-
gleiche können nur dann gewährleistet werden, 

wenn landesweit einheitliche Bewertungsmaß-
stäbe angewandt und die Beurteilenden entspre-
chend umfassend geschult werden. Darüber hin-

aus müssen bei unterschiedlichen 
Bewertungsergebnissen wirksame Überbeurtei-

lungen erfolgen, um abweichende Maßstäbe aus-
zugleichen und eine einheitliche Bewertungspraxis 
sicherzustellen. Ebenso ist es erforderlich, dass Be-
troffene ihre rechtlichen Möglichkeiten uneinge-

schränkt wahrnehmen können. 

Schließlich sollte den Beschäftigten ausdrücklich 

die Möglichkeit eingeräumt werden, selbst eine 
Überbeurteilung anzuregen, wenn sie begründete 

Zweifel an der Vergleichbarkeit oder Nachvollzieh-

barkeit ihrer Beurteilung haben. 

 

8. Transparenz der Beurteilungspraxis und Ver-

fahrensbeteiligung 

Der DGB sieht erhebliche Defizite bei der Transpa-

renz der Beurteilungsverfahren. Insbesondere ist 
zwingend erforderlich, dass Beurteilungskonferen-

zen unter verpflichtender Beteiligung der zuständi-
gen Personalvertretungen stattfinden. Eine ent-

sprechende verbindliche Regelung fehlt bislang 

oder ist nicht hinreichend klar ausgestaltet. 

Ergänzend wird angeregt, dass künftig schriftliche 

Beurteilungsbeiträge verbindlich vorgesehen wer-

den. Die Einbeziehung mündlicher Beiträge allein 
genügt nicht, da diese die Nachvollziehbarkeit und 

Dokumentation der Beurteilungsgrundlagen er-

heblich einschränken können. Beurteilungsbei-

träge sollten daher grundsätzlich schriftlich erfol-

gen und den Betroffenen in geeigneter Form zur 
Verfügung gestellt werden. 

 

9. Auswirkungen auf Arbeitsklima und Motiva-

tion 

Der DGB befürchtet, dass die vorgeschlagenen Re-

gelungen die bereits bestehenden Probleme des 
Beurteilungssystems nicht lösen werden. Vielmehr 

besteht die Gefahr, dass sich negative Entwicklun-
gen weiter verstärken. 

Insbesondere ist zu erwarten, dass der Teamge-

danke geschwächt wird, da Beschäftigte zuneh-

mend in Konkurrenz zueinander geraten. Künstlich 

erzeugte Wettbewerbssituationen innerhalb der-
selben Besoldungsgruppen können das Betriebs-
klima belasten und die Zusammenarbeit erschwe-
ren. 

 

10. Fazit 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes bitten, die zuvor genannten 

Punkte eingehend zu prüfen und die besonderen 

Rahmenbedingungen der Gerichte, Staatsanwalt-

schaften sowie des Justizvollzuges stärker zu be-
rücksichtigen. Dabei sollte insbesondere geprüft 

werden, ob für die unterschiedlichen Bereiche spe-

zifische Regelungen erforderlich sind, um eine tat-

sächlich leistungs- und rechtsgerechte Beurtei-
lungspraxis sicherzustellen. 

 

Der DGB bittet zudem darum, über die Ergebnisse 

der Anhörung informiert zu werden. 


